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Der »Gern« ist wieder da

Das Grundgesetz hat sich für eine auf Städten, Gemeinden und 
Landkreisen gegründete gegliederte Demokratie entschieden 
und garantiert ihnen in Art. 28 Abs. 2 GG verfassungskräftig das 
Recht der Selbstverwaltung, allerdings im Rahmen der Gesetze. 
Damit besteht eine erhebliche Gestaltungsfreiheit des Landes-
gesetzgebers. Kommunalrecht ist also Landesrecht. Das Ziel eines 
Deutschen Kommunalrechts muss es deshalb sein, die Gemein-
samkeiten, aber auch das (wahrhaft) Trennende der Regelungen 
der einzelnen Kommunalgesetze herauszuarbeiten und dadurch 
Perspektiven zu eröff nen. Über die Landesgrenzen hinweg soll 
das Werk für jeden, der sich mit einem bestimmten (fremden) 
Kommunalrecht zu befassen hat, zuverlässige Orientierung bieten. 
Dazu bedarf es der Systematisierung der hinter den einzelnen 
landesspezifi schen Regelungen stehenden Grundideen und bun-
desinterner Rechtsvergleichung. 

Stimmen zur Voraufl age:

»Das Werk ist damit ein kompetenter Ratgeber für Studierende 
an Hochschulen und Fachhochschulen, für Gerichte und die 
Anwaltschaft, für Referendare und nicht zuletzt für die kommunale 
Praxis. Ministerialdirigent a.D. Rudolf Oster, DVP 4/06

 Wertvoller Bestandteil der deutschen Kommunalrechtsliteratur. 
PD Dr. Thorsten Franz, Sächsische Verwaltungsblätter 9/05

 Durch seine klare Diktion, seine wissenschaftliche Gründlichkeit 
und zugleich Praxisbezogenheit ist es sowohl für den Rechtsthe-
oretiker als auch für die kommunale Praxis von unschätzbarem 
Wert.  Stadtrechtsdirektor Rainer Deubel, KommJur 5/04«

Deutsches Kommunalrecht
Von Prof. Dr. Alfons Gern und 
RiLVerfG Prof. Dr. Christoph Brüning
4. Aufl age 2017, ca. 600 S., geb., ca. 69,– €
ISBN 978-3-8329-7475-6
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Neben Verwaltungswissenschaften, die aus verschiedenen dis-
ziplinär geprägten Blickwinkeln die öffentliche Verwaltung 
und staatliches Han deln empirisch erforschen, gibt es eine 
handlungspraktische Ver wal  tungswissenschaft (im Singular). 
Man kann sie kurz als Sollens wis sen schaft im Gegensatz 
zu den Seinswissenschaften kennzeichnen. Sie soll das 
Verwaltungshandeln reflektieren und unterstützen. Im Zentrum 
dieser transdisziplinären Verwaltungswissenschaft steht eine breit 
ver standene Managementlehre, welche die Besonderheiten öffent-
lichen Handelns ernst nimmt. Weil Ver wal tungs handeln vielfälti-
gen An for de run gen unterliegt und damit mehrere Rationalitäten 
verbinden muss, ist ein so konzipiertes Public Management in 
zwei Richtungen hin offen, zur Rechtswissenschaft und zu den 
professionellen Sichtweisen der einzelnen Berufe in der öffentli-
chen Verwaltung.  
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Was treibt Verwaltungsinnovation? So fragt Martin 
Brüggemeier im vorigen Heft dieser Zeitschrift. Er behauptet, 
die „E-Transformation“ der öffentlichen Verwaltung sei in den 
vergangenen zehn Jahren nicht vorangekommen, und sieht ei-
nen wesentlichen Grund dafür in mangelndem Wettbewerb. 
Die Wissenschaft solle daher die Funktion eines „innovations-
treibenden Wettbewerbssurrogats“ übernehmen. So berechtigt 
der Ruf nach intensiverer wissenschaftlicher Durchdringung 
des Reformgeschehens ist, so fragwürdig erscheint doch die da-
für vorgetragene Begründung. Die deutsche Verwaltung hat 
die Nutzung der elektronischen Technologien keinesfalls ver-
schlafen, sondern ist inzwischen durchaus modern ausgestattet. 
Unkritisches Streben nach weiteren Innovationen ist ebenso we-
nig angebracht wie die Inpflichtnahme der Wissenschaft für die 
Technologieförderung.      
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öffentlicher Unternehmen 135
Ulf Papenfuß/Christian Schmidt/Florian Keppeler

Die Transparenz der Vergütung bei Top-Managementorgan mit-
glie dern öffentlicher Unternehmen ist, u.a. aufgrund der zuneh-
menden Zahl an Transparenzgesetzen, ein relevantes Thema. 
Diese Studie liefert deutschlandweite Befunde zur Vergütungs-
of fen legung für 2.948 öffentliche Unternehmen aller Städte mit 
über 30.000 Einwohnern, der Landkreise sowie der Bundes- 
und Landesebene. Auf kommunaler Ebene wird, trotz der An-
forderungen, lediglich für 19,9 Prozent der untersuchten Unter-
nehmen die Vergütung personenbezogen offengelegt – bei 
Flä chen  ländern und dem Bund zeigen sich zwar höhere, aber 
strukturell auch verbesserungsbedürftige Werte. Auf kommunaler 
Ebene ist eine – auf niedrigerem Niveau – höhere, personenbezo-
gene Ver gütungstransparenz z.B. in Mecklenburg-Vorpommern, 
Nord rhein-Westfalen und bei den Stadtstaaten zu verzeichnen. 
Auf fällig niedrig ist die Transparenzkultur bei kleineren Städten 
und bei den Landkreisen. Strukturelle Offenlegungsdefizite beste-
hen durchgehend für mittelbare Beteiligungen, trotz des maßgeb-
lichen Einflusses der öffentlichen Hand. In Gesamtsicht deuten 
die Daten stark daraufhin, dass das Ziel der personenbezogenen 
Offen legung nur über präzise gesetzliche Regelungen und deren 
faktische Durchsetzung durch die verantwortlichen Akteure zu 
erreichen sein wird.
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Das öffentliche Haushalts- und Rechnungswesen in Deutschland 
wird seit den 1990er Jahren grundlegend reformiert, um bes-
sere Entscheidungsgrundlagen für die Verantwortlichen in 
Politik und Verwaltung zu schaffen. Dieses Ziel ist auch 
mit der Einführung der doppischen Rechnungslegung in 
der Freien und Hansestadt Hamburg verfolgt und um die 
Ausrichtung der Haushaltsplanung an doppischen Größen, 
Zielen und Wirkungen ergänzt worden. 2013 wurde das neue 
Haushaltsverfahren in der Landeshaushaltsordnung (LHO 
2015) gesetzlich verankert. Dieser Artikel geht der Frage nach, 
ob der in der Landeshaushaltsordnung kodifizierte doppi-
sche Produkthaushalt und die Berichtsinstrumente geeignet 
sind, um eine größere Transparenz über Konsequenzen haus-
haltspolitischer Entscheidungen sowie eine Stärkung des par-
lamentarischen Budgetrechts zu erreichen. Es wird gezeigt, 
dass die Entscheidungsträger die Reform akzeptieren und die 
Informationen nutzen. Schließlich werden Möglichkeiten aufge-
zeigt, wie die erzielten Fortschritte nachhaltig gesichert werden 
können.

Cyberangriffe und Datensicherheit in öffentlichen 
Netzwerken und Dateninfrastrukturen in Deutschland 154
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In den letzten Jahren haben Cyberangriffe und Datensicherheit 
in Wirtschaft, Politik und Verwaltung zunehmend an Bedeutung 
gewonnen. Trotz des erheblichen Bedeutungsanstiegs gibt es in 
der Wissenschaft bislang kaum umfassende empirische Studien 
darüber, wie die öffentliche Verwaltung Cyberangriffe auf öffent-
liche Netzwerke und Dateninfrastrukturen wahrnimmt und diese 
bewältigt. Ziel dieses Beitrags ist es daher auf Basis einer solchen 
Studie den Status quo der Datensicherheit in der öffentlichen 
Verwaltung in Deutschland zu beschreiben und dabei insbeson-
dere relevante Einstellungen von IT-Experten aus der öffentlichen 
Verwaltung zu untersuchen, sowie herauszufinden in welchem 
Umfang geeignete Maßnahmen zum Schutz sensibler behördli-
cher Daten implementiert sind. Die Ergebnisse dieser Studie sol-
len der Verwaltungspraxis helfen eine klare Entwicklungslinie 
zu entwerfen bzw. verfolgen, um zukünftig den vielfältigen 
Herausforderungen der Datensicherheit gerecht zu werden und 
Cyberangriffe erfolgreich abzuwehren.

Gestaltung des öffentlichen Raums durch 
plattformbasierte Zusammenarbeit 160

Lisa Schmidthuber/Dennis Hilgers/Simone Stütz

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit einem innovati-
ven Ansatz, Organisations- und Entscheidungsprozesse in einer 
Gemeinde gegenüber dem Bürger zu öffnen. Am Beispiel eines 
öffentlichen Ideenwettbewerbes der Stadt Linz wird gezeigt, 
wie Open Government in der Praxis angewendet wird, welche 
Bevölkerungsgruppen teilnehmen und mit welchen Motiven 
und Erwartungen Bürger einer Zusammenarbeit mit der öffent-
lichen Verwaltung begegnen. Die Untersuchung verdeutlicht die 
vielfältigen Chancen und Potenziale, die mit einer plattformba-
sierten Zusammenarbeit einhergehen und zeigt auf, in welchen 
Bereichen aktuell Forschungsbedarf besteht.
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